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Verkaufs- und Lieferbedingungen national (Stand 2012/08)

§ 1 Allgemeine Bestimmungen
(1) Alle unsere Lieferungen, Leistungen und Angebote erfolgen
auch ohne ausdrückliche Erwähnung bei Verhandlungen aus-
schließlich aufgrund dieser Bedingungen. Unsere AGB gelten für
alle Verträge mit Unternehmern, juristischen Personen des
öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen
und dabei auch für alle künftigen Geschäftsbeziehungen, selbst
wenn sie nicht nochmals ausdrücklich vereinbart werden. Spä-
testens mit der Annahme der Ware gelten unsre AGB als ange-
nommen.
(2) Abweichende Bedingungen des Bestellers, die wir nicht
ausdrücklich schriftlich anerkennen, sind für uns unverbindlich,
auch dann, wenn sie der Bestellung zu Grunde gelegt werden
und wir ihnen nicht nochmals ausdrücklich widersprechen.
(3) Soweit nach diesen Bedingungen oder dem aufgrund dieser
Bedingungen geschlossenen Vertrag eine Erklärung schriftlich
abzugeben ist, muss diese Erklärung von dem zur ordnungsge-
mäßen Vertretung des jeweiligen Vertragspartners berechtigten
Aussteller eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels
notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet oder notariell
beurkundet und dem anderen Vertragspartner als Original oder
per Telefax übermittelt werden. Die in Satz 1 beschriebene
Schriftform kann nicht durch die elektronische Form oder die
Textform ersetzt werden.
(4) Hält ein Vertragspartner eine oder mehrere Bestimmungen
dieser Bedingungen oder des aufgrund dieser Bedingungen
geschlossenen Vertrages nicht ein und zieht der andere Ver-
tragspartner hieraus keine Folgerungen, so kann auch im Falle
von Wiederholungen daraus kein Verzicht auf die Pflicht zur
Einhaltung dieser Bestimmungen hergeleitet werden.

§ 2 Angebot
(1) Unsere Angebote sind stets freibleibend. Unsere Verkaufs-
angestellten sind nicht befugt, mündliche Nebenabreden oder
Zusicherungen zu geben, die über den Inhalt des schriftlichen
Vertrages hinausgehen.
(2) Aufträge des Bestellers binden uns erst nach unserer schrift-
lichen Bestätigung. Lieferzeitangaben sind annähernd und un-
verbindlich, es sei denn, ihre Verbindlichkeit wurde ausdrücklich
zugesagt.
(3) Für den Umfang der Lieferung ist allein unsere schriftliche
Auftragsbestätigung maßgebend.
(4) Die in unseren Drucksachen (zum Beispiel Preislisten, Pros-
pekte), in Kostenvoranschlägen, auf elektronischen Datenträ-
gern oder auf unseren Internet Seiten enthaltenen Angaben und
die zum Angebot gehörenden Unterlagen wie Abbildungen,
Beschreibungen, Zeichnungen, Maß und Gewichtsangaben,
sonstige technische Daten sowie genannte oder in Bezug ge-
nommene DIN-, VDE- oder sonstige betriebliche oder überbe-
triebliche Normen und Muster sind nur annähernd maßgebend,
soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind.
(5) An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen, Plänen und anderen
Unterlagen und Informationen körperlicher und unkörperlicher
Art, auch in elektronischer Form, behalten wir uns Eigentums
und Urheberrechte vor; sie dürfen Dritten nur mit unserer vorhe-
rigen schriftlichen Zustimmung zugänglich gemacht werden.
(6) Der Besteller übernimmt die volle Verantwortung für die ihm
obliegenden Angaben und von ihm zur Verfügung zu stellenden
Unterlagen wie Zeichnungen, Modelle, Lehren, Muster oder
dergleichen.

§ 3 Preise
(1) Unsere Preise verstehen sich FCA, Werk Salzweg (nach
INCOTERMS 2010), einschließlich Verladung und Verpackung.
Zu den Preisen kommt die gesetzliche Mehrwertsteuer am Tag
der Rechnungsstellung hinzu. Kosten einer etwa vereinbarten
Transport- oder ähnlichen Versicherung trägt – vorbehaltlich
anderweitiger Vereinbarungen – der Besteller. Bei Teillieferun-
gen kann jede Lieferung gesondert in Rechnung gestellt werden.
(2) Treten bei einem Liefertag, welcher vier Monate nach Ver-
tragsschluss liegt, Änderungen der Preisgrundlage ein (z.B.
Preiserhöhungen für Grundstoffe, Lohnerhöhungen), behalten
wir uns eine entsprechende Preisanpassung nach Information
des Bestellers vor.
(3) Sollten bei Vertragsschluss keine Preise vereinbart worden
sein, gelten unsere am Liefertag gültigen Preise.

§ 4 Zahlungsbedingungen
(1) Sofern sich aus der Auftragsbestätigung (hilfsweise der
Rechnung) nichts anderes ergibt, ist der Preis netto (ohne Ab-
zug) binnen 30 Tagen zur Zahlung fällig.
(2) Kommt der Besteller in Zahlungsverzug, sind wir berechtigt,
Verzugszinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem Basis-
zinssatz zu berechnen. Dabei können wir jederzeit einen höhe-
ren Zinsschaden nachweisen und in Rechnung stellen.
(3) Nichteinhaltung der Zahlungsbedingungen, Verzug oder
Umstände, welche die Kreditwürdigkeit des Bestellers zu min-
dern geeignet sind, haben die sofortige Fälligkeit aller unserer
Forderungen zur Folge.
(4) Aufrechnungsrechte stehen dem Besteller nur zu, wenn
seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt, unbestritten
oder von uns anerkannt sind.
(5) Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts ist der Besteller
insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf dem gleichen
Vertragsverhältnis beruht.
(6) Wechsel und Schecks werden nur erfüllungshalber entge-
gengenommen. Zur Hereinnahme von Wechseln und Schecks
sind wir nicht verpflichtet. Gutschriften diesbezüglich gelten stets
als vorbehaltlich der Einlösung (zahlungshalber; nicht an Erfül-
lung statt); sie erfolgen mit Wertstellung des Tages, an dem wir
über den Gegenwert verfügen können.
Wechsel werden unter Belastung des uns bei der Weitergabe
berechneten Diskonts, der Stempelsteuer und Bankgebühren,
ggf. Einzugsspesen angerechnet.
(7) Weitergehende vertragliche oder gesetzliche Ansprüche im
Falle des Verzugs bleiben vorbehalten.

§ 5 Lieferzeit und Lieferhindernisse
(1) Lieferfristen und -termine sind nur bei ausdrücklicher schriftli-
cher Vereinbarung verbindlich. Die Lieferfrist beginnt mit der
Absendung der Auftragsbestätigung, jedoch nicht vor der Bei-
bringung der vom Besteller zu beschaffenden Unterlagen, Ge-
nehmigungen, Freigaben sowie vor Eingang einer vereinbarten
Anzahlung und Abklärung aller technischen Fragen. Ist dies
nicht der Fall, so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Dies
gilt nicht, soweit wir die Verzögerung zu vertreten haben. Dabei
erfolgen Lieferungen frei Frachtführer (FCA, INCOTERMS
2010).
(2) Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf der
Liefergegenstand das Werk verlassen hat oder die Versandbe-
reitschaft mitgeteilt ist.
(3) Beim Eintritt unvorhergesehener Hindernisse, die außerhalb
unseres Willens liegen und die wir trotz der nach den Umstän-
den des Falles zumutbaren Sorgfalt nicht abwenden konnten –
gleichviel, ob sie bei uns oder einem Unterlieferanten eintreten –
etwa höhere Gewalt (z. B. Krieg und Naturkatastrophen), Verzö-
gerungen in der Anlieferung wesentlicher Rohstoffe usw. – sind
wir berechtigt, vom Liefervertrag ganz oder teilweise zurückzu-
treten oder die Lieferzeit um die Dauer des Hindernisses zu
verlängern. Die gleichen Rechte stehen uns im Falle von Streik
oder Aussperrungen bei uns oder unseren Vorlieferanten zu. Wir
werden solche Umstände unseren Kunden unverzüglich mittei-
len.
(4) Kommen wir in Verzug, kann der Besteller – sofern er nach-
weist, dass ihm hieraus ein Schaden entstanden ist – eine Ent-
schädigung für jede vollendete Woche des Verzugs von je 0,5
%, insgesamt jedoch höchstens 5 % des Preises für den Teil der
Lieferungen verlangen, der wegen des Verzuges nicht in zweck-
dienlichen Betrieb genommen werden konnte.
(5) Sowohl Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen
Verzögerung der Lieferung als auch Schadensersatzansprüche
statt der Leistung, die über die in § 5 Abs. 4 genannte Grenzen
hinaus gehen, sind in allen Fällen verzögerter Lieferung, auch
nach Ablauf einer uns möglicherweise gesetzten Frist zur Liefe-
rung, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit in Fällen des Vor-
satzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit zwingend gehaf-
tet wird; eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestel-
lers ist hiermit nicht verbunden. Der Besteller kann vom Vertrag
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen nur zurücktreten,
soweit die Verzögerung der Lieferung von uns zu vertreten ist.



2

(6) Der Besteller ist verpflichtet, auf unser Verlangen hin inner-
halb einer angemessenen Frist zu erklären, ob er wegen der
Verzögerung der Lieferung von Vertrag zurücktritt und/oder
Schadensersatz statt der Leistung verlangt oder auf der Liefe-
rung besteht.
(7) Wird der Versand auf Wunsch des Bestellers verzögert, so
werden ihm beginnend einen Monat nach Anzeige der Versand-
bereitschaft, die durch die Lagerung entstandenen Kosten be-
rechnet.

§ 6 Gefahrenübergang
(1) Die Gefahr geht bei einer Holschuld mit der Übergabe an den
Besteller auf diese über. Gleiches gilt bei Schickschulden ab der
Übergabe an die Transportperson. Bei Bringschulden geht die
Gefahr mit Verlassen des Werkgeländes über.
(2) Angelieferte Gegenstände sind auch wenn sie unwesentliche
Mängel aufweisen, vom Besteller unbeschadet seiner Rechte
aus §§ 8, 9 entgegenzunehmen. Teillieferungen sind zulässig,
sofern sie für den Besteller zumutbar sind.

§ 7 Eigentumsvorbehalt
(1) Wir behalten uns das Eigentum an sämtlichen gelieferten
Waren vor, bis der Besteller alle gegenwärtigen und zukünftig
entstehenden Forderungen aus der Geschäftsverbindung be-
zahlt hat. Der Eigentumsvorbehalt erfasst auch Ersatz- oder
Austauschteile wie z. B. Motoren, Steuergeräte etc., selbst dann,
wenn sie eingebaut werden, da sie dadurch nicht wesentliche
Bestandteile i.S.v. § 93 BGB werden.
(2) Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere
bei Zahlungsverzug, sind wir berechtigt, die Ware zurückzuneh-
men; der Besteller stimmt einer Rücknahme in diesem Fall
schon jetzt zu. In der Rücknahme liegt nur dann ein Rücktritt
vom Vertrag, wenn dies von uns ausdrücklich erklärt wird. Die
uns durch die Rücknahme entstehenden Kosten (insb. Trans-
portkosten) gehen zu Lasten des Bestellers. Wir sind ferner
berechtigt, dem Besteller jede Weiterveräußerung oder Verarbei-
tung der unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Waren zu unter-
sagen und die Einzugsermächtigung (§ 7 Abs. 5) zu widerrufen.
In diesen Fällen sind wir ferner berechtigt, die Vorbehaltsware in
Besitz zu nehmen und zu diesem Zweck den Betrieb des Bestel-
lers zu betreten, zweckdienliche Auskünfte zu verlangen sowie
notwendige Einsicht in seine Bücher zu nehmen. Die Ausliefe-
rung der ohne ausdrückliche Rücktrittserklärung zurückgenom-
menen Waren kann der Besteller erst nach restloser Zahlung
des Kaufpreises und aller Kosten verlangen.
(3) Der Besteller ist verpflichtet, die Waren pfleglich zu behan-
deln (inkl. erforderlicher Inspektions- und Wartungsarbeiten).
(4) Der Besteller darf den Liefergegenstand und die an seine
Stelle tretenden Forderungen weder verpfänden bzw. zur Siche-
rung übereignen noch abtreten. Bei Pfändungen oder sonstigen
Eingriffen Dritter hat uns der Besteller unverzüglich schriftlich zu
benachrichtigen, damit wir Klage gem. § 771 ZPO erheben
können. Uns trotz eines Obsiegens im Rechtsstreit nach § 771
ZPO verbleibende Kosten dieser Klage hat der Besteller zu
tragen.
(5) Der Besteller ist berechtigt, die Kaufsache im ordentlichen
Geschäftsgang weiterzuverkaufen, zu verarbeiten oder zu ver-
mischen; dabei tritt er uns jedoch bereits jetzt alle Forderungen
aus der Weiterveräußerung, der Verarbeitung, der Vermischung
oder aus sonstigen Rechtsgründen (insb. aus Versicherungen
oder unerlaubten Handlungen) in Höhe des mit uns vereinbarten
Faktura-Endbetrages (inkl. Mehrwertsteuer) ab. Zur Einziehung
dieser Forderungen bleibt der Besteller auch nach der Abtretung
befugt, wobei unsere Befugnis, die Forderung selbst einzuzie-
hen, unberührt bleibt. Wir verpflichten uns jedoch, die Forderung
nicht einzuziehen, solange der Besteller seinen Zahlungsver-
pflichtungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht
in Zahlungsverzug ist und kein Antrag auf Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens gestellt ist oder Zahlungseinstellung vorliegt. Ist
dies aber der Fall, hat der Besteller uns auf Verlangen die abge-
tretenen Forderungen und die Schuldner bekannt zu geben, alle
zum Einzug erforderlichen Angaben zu machen, die dazugehöri-
gen Unterlagen auszuhändigen und dem Schuldner (Dritten) die
Abtretung mitzuteilen. Die Einzugsermächtigung kann von uns
im Fall von Vertragsverletzungen (insb. Zahlungsverzug) durch
den Besteller widerrufen werden.
(6) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auch auf die durch
Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung unserer Ware
entstehenden Erzeugnisse zu deren vollem Wert, wobei diese

Vorgänge für uns erfolgen, so dass wir als Hersteller gelten.
Bleibt bei einer Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung mit
Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwerben wir
Miteigentum im Verhältnis der objektiven Werte dieser Waren.
(7) Der Besteller tritt uns auch die Forderungen zur Sicherung
unserer Forderungen gegen ihn ab, die durch die Verbindung
der Liefergegenstände mit einem Grundstück gegen einen Drit-
ten erwachsen.
(8) Soweit der Wert aller uns zustehenden Sicherungsrechte
unsere Forderungen insgesamt um mehr als 20 %, übersteigt,
werden wir auf Verlangen des Bestellers einen entsprechenden
Teil der Sicherungsrechte nach unserer Wahl freigeben.
(9) Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts bei Zah-
lungsverzug oder Gefährdung sowie die Pfändung des Lieferge-
genstandes durch uns gilt nicht als Rücktritt vom Vertrag.

§ 8 Sach- und Rechtsmängelhaftung
Für Mängel der Lieferung haften wir im Falle der ordnungsge-
mäßen Erfüllung der Untersuchungs- und Rügepflichten aus §
377 HGB durch den Besteller unter Ausschluss weiterer Ansprü-
che - vorbehaltlich der Regelung unter § 10- wie folgt:
(1) Diejenige Ware, die innerhalb der Verjährungsfrist einen
Sachmangel aufweist, ist nach unserer Wahl unentgeltlich nach-
zubessern oder neu zu liefern, sofern die Ursache des Sach-
mangels bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. Eine
Nacherfüllung “ gleich in welcher Form “ stellt jedoch kein Aner-
kenntnis eines Anspruchs durch uns dar. Sollte eine der beiden
oder beide Arten dieser Nacherfüllung unmöglich oder unver-
hältnismäßig sein, sind wir berechtigt, sie zu verweigern.
(2) Sachmängelansprüche verjähren in 12 Monaten, unbescha-
det der Regelung in § 479 Absatz 1 BGB, soweit diese anwend-
bar ist. Dies gilt nicht bei einer Sache, die entsprechend ihrer
üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden
ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat; in diesem Fall
tritt Verjährung erst nach 5 Jahren ein.
(3) Beanstandete Teile sind uns erst auf unsere Anforderung
zurückzusenden. Die Kosten für die Rücksendung der bean-
standeten Teile trägt der Besteller.
(4) Bei Mängelrügen dürfen Zahlungen des Bestellers nur in dem
Umfang zurückgehalten werden, wie diese in einem angemes-
senen Verhältnis zu den aufgetretenen Sachmängeln stehen.
Der Besteller kann Zahlungen nur zurückhalten, wenn eine
Mängelrüge geltend gemacht wird, deren Berechtigung unzwei-
felhaft ist. Erfolgte die Mängelrüge zu Unrecht, sind wir berech-
tigt, entstandene Aufwendungen vom Besteller ersetzt zu ver-
langen.
(5) Der Besteller hat uns jedoch stets Gelegenheit zur Nacherfül-
lung innerhalb angemessener Frist zu gewähren.
(6) Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Besteller – unbe-
schadet etwaiger Schadensersatzansprüche gemäß § 10 – vom
Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern.
(7) Mängelansprüche bestehen nicht,
(i) bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten Be-
schaffenheit oder
(ii) bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit
oder
(iii) bei natürlicher Abnutzung oder
(iv) bei Schäden, die nach dem Gefahrübergang infolge fehler-
hafter oder nachlässiger Behandlung, übermäßiger Beanspru-
chung, ungeeigneter Betriebsmittel, mangelhaftem Einbau oder
die aufgrund besonderer äußerer Einflüsse entstehen, die nach
dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind, mangelhaften Bauarbei-
ten, ungeeigneter Baugrund, Austauschwerkstoffe, chemische,
elektrochemische oder elektrische Einflüsse (sofern sie nicht von
uns zu vertreten sind),
(v) sowie bei nicht reproduzierbaren Softwarefehlern. Werden
vom Besteller oder von Dritten unsachgemäß Änderungen oder
Instandsetzungsarbeiten an der von uns gelieferten Ware oder
an anderen Erzeugnissen mit Auswirkungen auf die von uns
gelieferte Ware vorgenommen, so bestehen für diese und die
daraus entstehenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche.
(8) Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zweck der Nacher-
füllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-,
Wege-, Arbeits- und Materialkosten, sind ausgeschlossen, so-
weit die Aufwendungen sich erhöhen, weil der Gegenstand der
Lieferung nachträglich an einen anderen Ort als den Erfüllungs-
ort des Bestellers verbracht worden ist, es sei denn, die Verbrin-
gung entspricht seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch.
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(9) Gesetzliche Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen uns
bestehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem Abnehmer
keine über die gesetzlichen Mängelansprüche hinausgehenden
Vereinbarungen getroffen hat. Für den Umfang des
Rückgriffsanspruchs des Bestellers gegen uns gilt ferner § 8
Abs.8 entsprechend.
(10) Für Schadensersatzansprüche gilt im Übrigen § 10 (Sonsti-
ge Schadensersatzansprüche). Weitergehende oder andere als
die in diesem § 8 geregelten Ansprüche des Bestellers gegen
uns und unsere Erfüllungsgehilfen wegen eines Sachmangels
sind ausgeschlossen.
(11) Garantiezusagen durch uns, insbesondere Beschaffenheits-
und Haltbarkeitsgarantien, beispielsweise in Lieferspezifikatio-
nen, Lastenheften, Pflichtenheften, Leistungsbeschreibungen,
Leistungsverzeichnissen oder sonstigen Unterlagen, sind aus-
drücklich ausgeschlossen, auch wenn sie als solche bezeichnet
sind.
(12) Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch bei Lieferung
einer anderen Sache oder einer geringeren Menge.
(13) Fertigen wir Waren aufgrund von Konstruktionsangaben,
Zeichnungen, Modellen oder sonstigen Spezifikationen des
Bestellers, haben wir nur für die bestellungsgemäße Ausführung
einzustehen, nicht jedoch für die Verwendbarkeit der Waren für
die Zwecke des Bestellers. Eine Verpflichtung zur Überprüfung
der uns übergebenen Unterlagen besteht mit Ausnahme offen-
sichtlicher Fehler nicht.
(14) Führt die Benutzung des Liefergegenstandes zur Verletzung
von im Zeitpunkt des Eigentumsübergangs bestehenden ge-
werblichen Schutzrechten oder  Urheberrechten Dritter in der
Bundesrepublik Deutschland, werden wir auf unsere Kosten dem
Besteller grundsätzlich das Recht zum weiteren Gebrauch ver-
schaffen oder den Liefergegenstand in für den Besteller zumut-
barer Weise derart modifizieren, dass die Schutzrechtsverlet-
zung nicht mehr besteht. Ist dies zu wirtschaftlich angemesse-
nen Bedingungen oder in angemessener Frist nicht möglich, ist
der Besteller zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Unter den
genannten Voraussetzungen steht auch uns ein Recht zum
Rücktritt vom Vertrag zu.
(15) Die im vorhergehenden Absatz 14 genannten Verpflichtun-
gen von uns sind vorbehaltlich der Regelungen in § 10 für den
Fall der Schutz- oder Urheberrechtsverletzung abschließend. Sie
bestehen nur, wenn
i) der Besteller uns unverzüglich von geltend gemachten Schutz
oder Urheberrechtsverletzung unterrichtet,
ii) der Besteller uns in angemessenem Umfang bei der Abwehr
der geltend gemachten Ansprüche unterstützt bzw. uns die
Durchführung der Modifizierungsmaßnahmen gemäß dem vor-
hergehenden Absatz 14 ermöglicht,
iii) uns alle Abwehrmaßnahmen einschließlich außergerichtlicher
Regelungen vorbehalten bleiben,
iv) der Rechtsmangel nicht auf einer Anweisung des Bestellers
(z.B. Zeichnungsvorgabe) beruht und
v) die Rechtsverletzung nicht dadurch verursacht wurde, dass
der Besteller den Liefergegenstand eigenmächtig geändert oder
in einer nicht vertragsgemäßen Weise verwendet hat.
(16) Bei Vorliegen sonstiger Rechtsmängel gelten die Bestim-
mungen der vorhergehenden Absätze 1 bis 13 entsprechend.
Weitergehende oder andere als die in den vorhergehenden
Absätzen geregelten Ansprüche des Bestellers gegen uns
und/oder unsere Erfüllungsgehilfen wegen eines Rechtsmangels
sind ausgeschlossen.

§ 9 Haftung für Nebenpflichten
Wenn durch unser Verschulden der gelieferte Gegenstand vom
Besteller infolge unterlassener oder fehlerhafter Ausführung von
vor oder nach Vertragsschluss liegenden Vorschlägen und
Beratungen sowie anderen vertraglichen Nebenpflichten (insb.
Anleitung für Bedienung und Wartung des Liefergegenstandes)
nicht vertragsgemäß verwendet werden kann, so gelten unter
Ausschluss weiterer Ansprüche des Bestellers die Regelungen
der §§ 8 und 10 entsprechend.

§ 10 Rücktritt des Bestellers und sonstige Haftung unserer-
seits
(1) Die nachstehenden Regelungen sollen das gesetzliche
Rücktrittsrecht weder ausschließen noch beschränken. Ebenso
sollen uns zustehende gesetzliche oder vertragliche Rechte und
Ansprüche weder ausgeschlossen noch beschränkt werden.

(2) Der Besteller kann vom Vertrag zurücktreten, wenn die ge-
samte Leistung endgültig unmöglich wird; dasselbe gilt bei Un-
vermögen. Der Besteller kann auch dann vom ganzen Vertrag
zurücktreten, wenn bei einer Bestellung gleichartiger Gegen-
stände die Ausführung eines Teils der Lieferung der Anzahl nach
durch unser Vertretenmüssen unmöglich wird und er an der
Teilleistung kein Interesse hat; ist dies nicht der Fall, so kann der
Besteller die Gegenleistung entsprechend mindern; das Rück-
trittsrecht gilt nicht bei unerheblicher Pflichtverletzung.
(3) Liegt eine Leistungsverzögerung vor und gewährt der Bestel-
ler uns nach Verzugsbegründung eine angemessene Frist zur
Leistung und wird diese Nachfrist nicht eingehalten, so ist der
Besteller zum Rücktritt berechtigt. Bei teilweisem Leistungsver-
zug gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. Wird vor der Ablieferung
vom Auftraggeber in irgendeinem Punkt eine andere Ausführung
des Liefergegenstandes gefordert, so wird der Lauf der Lieferfrist
bis zum Tage der Verständigung über die Ausführung unterbro-
chen und ggf. um die für die anderweitige Ausführung erforderli-
che Zeit verlängert.
(4) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Gläubiger für den
Umstand, der ihn zum Rücktritt berechtigt, allein oder weit über-
wiegend verantwortlich ist oder wenn der von uns zu vertretende
Umstand im Zeitpunkt des Annahmeverzuges des Gläubigers
eintritt. Im Falle der Unmöglichkeit behalten wir in den vorge-
nannten Fällen unseren Anspruch auf die Gegenleistung nach
Maßgabe des § 326 II BGB.
(5) Weitere Ansprüche, insbesondere Schadens- und Aufwen-
dungsersatzansprüche des Bestellers gleich aus welchem
Rechtsgrunde (insbesondere Ansprüche aus Verschulden bei
Vertragsschluss, Verletzung von vertraglichen Haupt- und Ne-
benpflichten, Aufwendungsersatz, unerlaubter Handlung sowie
sonstiger deliktischer Haftung) sind ausgeschlossen; dies gilt
insbesondere für Ansprüche aus Schäden außerhalb der Kauf-
sache sowie für Anspruch auf Ersatz entgangenen Gewinns;
erfasst sind auch Ansprüche, die nicht aus der Mangelhaftigkeit
der Kaufsache resultieren. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich
zwingend gehaftet wird, z.B. nach dem Produkthaftungsgesetz
oder die Schadensursache auf Vorsatz oder grober Fahrlässig-
keit unsererseits, unserer gesetzlichen Vertreter oder Erfül-
lungsgehilfen beruhte. Dies gilt auch nicht, soweit es um Schä-
den aus einer schuldhaften Verletzung des Lebens, des Körpers
oder der Gesundheit geht. Sofern wir schuldhaft eine wesentli-
che Vertragspflicht oder eine „Kardinalpflicht“ verletzen, ist die
Haftung auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden
begrenzt; im Übrigen ist sie gem. Satz 1 ausgeschlossen. Unter
Kardinalpflicht und wesentlicher Vertragspflicht sind diejenigen
Pflichten zu verstehen, deren Erfüllung die ordnungsgemäße
Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf
deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und
vertrauen darf" - also die wesentlichen vertraglichen Hauptpflich-
ten.
(6) Soweit dem Besteller nach dieser Vorschrift Schadenser-
satzansprüche zustehen, verjähren diese mit Ablauf der für
Mängelansprüche geltenden Verjährungsfrist gemäß § 8.

§ 11 Leistungsort, Gerichtsstand und anwendbares Recht
(1) Leistungsort ist der Versandort (Werk- oder Lagerort).
(2) Gerichtsstand für alle Klagen ist unser Geschäftssitz, sofern
der Besteller auch Kaufmann ist. Wir sind berechtigt, den Bestel-
ler auch an anderen zulässigen Gerichtsständen zu verklagen.
(3) Für alle Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem Besteller
gilt ausschließlich das für die Rechtsbeziehungen inländischer
Parteien untereinander maßgebliche Recht der Bundesrepublik
Deutschland.

§ 12 Sonstige Bestimmungen
(1) Änderungen des Vertrages können nur im Einverständnis mit
uns wirksam werden.
(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Bedingungen ganz
oder teilweise unwirksam oder nichtig sein, so bleiben die übri-
gen Bestimmungen davon unberührt. Die Vertragspartner ver-
pflichten sich, einer Regelung zuzustimmen, durch die der mit
der unwirksamen oder nichtigen Bestimmung verfolgte Sinn und
Zweck erreicht wird.


